
Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen
(KrO NRW)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 646), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 29. September 2020 (GV. NRW. S. 916)
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1. Teil

Grundlagen der Kreisverfassung

§ 1 Wesen der Kreise

(1) Die Kreise verwalten ihr Gebiet zum Besten der kreisangehörigen Gemein-
den und ihrer Einwohner nach den Grundsätzen der gemeindlichen Selbstverwal-
tung.

(2) Die Kreise sind Gemeindeverbände und Gebietskörperschaften.
(3) Das Gebiet des Kreises bildet zugleich den Bezirk der unteren staatlichen

Verwaltungsbehörde.

§ 2 Wirkungsbereich

(1) 1Die Kreise sind, soweit die Gesetze nicht ausdrücklich etwas anderes be-
stimmen, ausschließliche und eigenverantwortliche Träger der öffentlichen Ver-
waltung zur Wahrnehmung der auf ihr Gebiet begrenzten überörtlichen Angele-
genheiten. 2Die Wahrnehmung örtlicher Aufgaben durch die Gemeinden bleibt
unberührt. 3Mehrere Gemeinden können überörtliche, auf ihre Gebiete begrenzte
Aufgaben durch Zweckverbände oder im Wege öffentlich-rechtlicher Vereinba-
rungen durchführen.

(2) 1Die Kreise nehmen ferner die Aufgaben wahr, die ihnen aufgrund gesetzli-
cher Vorschriften übertragen sind. 2Den Kreisen können nur durch Gesetz
Pflichtaufgaben auferlegt werden. 3Pflichtaufgaben können den Kreisen zur Er-
füllung nach Weisung übertragen werden; das Gesetz bestimmt den Umfang des
Weisungsrechts, das in der Regel zu begrenzen ist. 4Für die gemeinsame Wahrneh-
mung von Pflichtaufgaben zur Erfüllung nach Weisung ist der Anwendungsbe-
reich des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit nur nach Maßgabe der
Absätze 5 und 6 eröffnet.

(3) 1Eingriffe in die Rechte der Kreise sind nur durch Gesetz zulässig. 2Rechts-
verordnungen zur Durchführung solcher Gesetze bedürfen der Zustimmung des
für die kommunale Selbstverwaltung zuständigen Ausschusses des Landtags und,
sofern nicht die Landesregierung oder das für Kommunales zuständige Ministe-
rium sie erlassen, der Zustimmung des für Kommunales zuständigen Ministeri-
ums.

(4) 1Werden den Kreisen neue Pflichten auferlegt oder werden Pflichten bei
der Novellierung eines Gesetzes fortgeschrieben oder erweitert, ist gleichzeitig
die Aufbringung der Mittel zu regeln. 2Führen diese neuen Pflichten zu einer
Mehrbelastung der Kreise, ist ein entsprechender Ausgleich zu schaffen.

(5) 1Zur Effizienzsteigerung kann ein Kreis mit einem benachbarten Kreis ge-
mäß §§ 23 ff. des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit vereinbaren,
dass ihm gemäß § 2 Abs. 2 Satz 3 übertragene Aufgaben von dem benachbarten
Kreis übernommen oder für ihn durchgeführt werden. 2Satz 1 gilt auch für den
Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung zwischen einem Kreis und
einer benachbarten kreisfreien Stadt.
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(6) Absatz 5 gilt nur, soweit
– Bundesrecht oder Recht der Europäischen Gemeinschaften nicht entgegen-

steht, oder
– der Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung nicht durch Gesetz

oder Rechtsverordnung ausdrücklich eingeschränkt oder ausgeschlossen ist,
oder

– durch die beabsichtigte Aufgabenverlagerung schutzwürdige Belange Dritter
nicht unangemessen beeinträchtigt werden oder Gründe des öffentlichen Wohls
nicht entgegenstehen.

§ 3 Gleichstellung von Frau und Mann

(1) Die Verwirklichung des Verfassungsgebots der Gleichberechtigung von
Frau und Mann ist auch eine Aufgabe der Kreise, die zur Wahrnehmung dieser
Aufgabe hauptamtlich tätige Gleichstellungsbeauftragte bestellen.

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte wirkt bei allen Vorhaben und Maßnahmen
des Kreises mit, die die Belange von Frauen berühren oder Auswirkungen auf die
Gleichberechtigung von Frau und Mann und die Anerkennung ihrer gleichberech-
tigten Stellung in der Gesellschaft haben.

(3) 1Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angelegenheiten ihres Aufgaben-
bereiches an den Sitzungen des Kreisausschusses, des Kreistages und seiner Aus-
schüsse teilnehmen. 2Ihr ist auf Wunsch das Wort zu erteilen. 3Sie kann die Öf-
fentlichkeit über Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs unterrichten.

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in Angelegenheiten, die ihren Aufga-
benbereich berühren, den Beschlussvorlagen des Landrates widersprechen; in
diesem Fall hat der Landrat den Kreistag zu Beginn der Beratung auf den Wider-
spruch und seine wesentlichen Gründe hinzuweisen.

(5) Das Nähere zu den Absätzen 2 bis 4 regelt die Hauptsatzung.

§ 4 Geheimhaltung
1Die Kreise sind verpflichtet, Angelegenheiten der zivilen Verteidigung, die auf

Anordnung der zuständigen Behörde oder ihrem Wesen nach gegen die Kenntnis
Unbefugter geschützt werden müssen, geheimzuhalten. 2Sie haben hierbei Wei-
sungen der Landesregierung auf dem Gebiet des Geheimschutzes zu beachten.

§ 5 Satzungen

(1) 1Die Kreise können ihre Angelegenheiten durch Satzung regeln, soweit Ge-
setze nichts anderes bestimmen. 2Satzungen bedürfen der Genehmigung der Auf-
sichtsbehörde nur, wenn dies gesetzlich ausdrücklich vorgeschrieben ist.

(2) 1In den Satzungen können vorsätzliche und fahrlässige Zuwiderhandlun-
gen gegen Gebote und Verbote mit Bußgeld bedroht werden. 2Zuständige Verwal-
tungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig-
keiten ist der Landrat.

(3) 1Jeder Kreis hat eine Hauptsatzung zu erlassen. 2In ihr ist mindestens zu
ordnen, was nach den Vorschriften dieses Gesetzes der Hauptsatzung vorbehalten
ist. 3Die Hauptsatzung und ihre Änderung kann der Kreistag nur mit der Mehr-
heit der gesetzlichen Zahl der Mitglieder beschließen.

(4) 1Satzungen sind öffentlich bekanntzumachen. 2Sie treten, wenn kein ande-
rer Zeitpunkt bestimmt ist, mit dem Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.
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(5) Das für Kommunales zuständige Ministerium bestimmt durch Rechtsver-
ordnung, welche Verfahrens- und Formvorschriften bei der öffentlichen Bekannt-
machung von Satzungen und sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen einzuhal-
ten sind, soweit nicht andere Gesetze hierüber besondere Regelungen enthalten.

(6) 1Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes
kann gegen Satzungen und sonstige ortsrechtliche Bestimmungen nach Ablauf
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei
denn
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeige-

verfahren wurde nicht durchgeführt,
b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsge-

mäß öffentlich bekanntgemacht worden,
c) der Landrat hat den Kreistagsbeschluß vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher gerügt und

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

2Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Satzung oder der sonstigen ortsrecht-
lichen Bestimmung ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzuweisen.

(7) 1Die Kreise bestimmen in ihrer Hauptsatzung die Form der öffentlichen
Bekanntmachung für die nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften
vorgeschriebenen sonstigen öffentlichen Bekanntmachungen, soweit nicht andere
Gesetze hierüber besondere Regelungen enthalten. 2Für die Form und den Vollzug
der Bekanntmachung gilt die Rechtsverordnung nach Absatz 5 entsprechend.

§ 6 Einrichtungen und Lasten

(1) Die Kreise schaffen innerhalb der Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit die für
die wirtschaftliche, soziale und kulturelle Betreuung ihrer Einwohner erforderli-
chen öffentlichen Einrichtungen.

(2) Alle Einwohner eines Kreises sind im Rahmen des geltenden Rechts be-
rechtigt, die öffentlichen Einrichtungen des Kreises zu benutzen, und verpflichtet,
die Lasten zu tragen, die sich aus ihrer Zugehörigkeit zum Kreis ergeben.

(3) Grundbesitzer und Gewerbetreibende, die nicht im Kreis wohnen, sind in
gleicher Weise berechtigt, die öffentlichen Einrichtungen zu benutzen, die im
Kreis für Grundbesitzer und Gewerbetreibende bestehen und verpflichtet, für ih-
ren Grundbesitz oder Gewerbebetrieb im Gebiet des Kreises zu den Lasten des
Kreises beizutragen.

(4) Diese Vorschriften gelten entsprechend für juristische Personen und Perso-
nenvereinigungen.

§ 7 Anschluß- und Benutzungszwang
1Die Kreise können bei öffentlichem Bedürfnis durch Satzung für die Grund-

stücke des Kreisgebiets den Anschluß an überörtliche, der Volksgesundheit die-
nende Einrichtungen sowie an Einrichtungen zur Versorgung mit Fernwärme (An-
schlußzwang) und die Benutzung dieser Einrichtungen (Benutzungszwang) vor-
schreiben. 2Die Satzung kann Ausnahmen vom Anschluß- und Benutzungszwang
zulassen. 3Sie kann den Zwang auch auf bestimmte Teile des Kreisgebiets und
auf bestimmte Gruppen von Grundstücken oder Personen beschränken. 4Im Falle
des Anschluß- und Benutzungszwangs für Fernwärme soll die Satzung zum Aus-
gleich von sozialen Härten angemessene Übergangsregelungen enthalten.
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§ 8 Verwaltung

Die Verwaltung des Kreises liegt bei dem Kreistag, dem Kreisausschuß und
dem Landrat.

§ 9 Wirtschaftsführung
1Die Kreise haben ihr Vermögen und ihre Einkünfte so zu verwalten, daß die

Kreisfinanzen gesund bleiben. 2Auf die wirtschaftlichen Kräfte der kreisangehö-
rigen Gemeinden und der Abgabepflichtigen ist Rücksicht zu nehmen.

§ 10 Aufsicht

Die Aufsicht des Landes schützt die Kreise in ihren Rechten und sichert die
Erfüllung ihrer Pflichten.

§ 11 Funktionsbezeichnungen

Die Funktionsbezeichnungen dieses Gesetzes werden in weiblicher oder männ-
licher Form geführt.

§ 12 Name, Bezeichnung und Sitz

(1) 1Die Kreise führen ihre bisherigen Namen. 2Der Kreistag kann mit einer
Mehrheit von drei Vierteln seiner Mitglieder den Kreisnamen ändern. 3Die Ände-
rung des Kreisnamens bedarf der Genehmigung des für Kommunales zuständigen
Ministeriums. 4Sätze 2 und 3 finden auch in den Fällen Anwendung, in denen der
Kreisname durch Gesetz festgelegt wurde, wenn seit dem Inkrafttreten des Geset-
zes zehn Jahre vergangen sind.

(2) 1Die Kreise können Bezeichnungen, die auf der Geschichte oder der heuti-
gen Eigenart oder Bedeutung des Kreises beruhen, führen. 2Der Kreistag kann
mit einer Mehrheit von drei Vierteln seiner Mitglieder diese Bezeichnung bestim-
men und ändern. 3Die Bestimmung und Änderung der Bezeichnung bedarf der
Genehmigung des für Kommunales zuständigen Ministeriums.

(3) Der Kreistag bestimmt den Sitz der Kreisverwaltung; der Beschluß bedarf
der Genehmigung der Landesregierung.

§ 13 Siegel, Wappen und Flaggen

(1) Die Kreise führen Dienstsiegel.
(2) Die Kreise führen ihre bisherigen Wappen und Flaggen.
(3) Die Änderung und die Einführung von Dienstsiegeln, Wappen und Flaggen

bedürfen der Genehmigung der Bezirksregierung.

2. Teil

Kreisgebiet

§ 14 Kreisgebiet

Das Gebiet jedes Kreises soll so bemessen sein, daß die Leistungsfähigkeit des
Kreises zur Erfüllung seiner Aufgaben gesichert ist.

§ 15 Gebietsbestand

Das Gebiet des Kreises besteht aus der Gesamtheit der nach geltendem Recht
zum Kreis gehörenden Gemeinden.
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§ 16 Gebietsänderung

(1) Aus Gründen des öffentlichen Wohles können Grenzen eines Kreises durch
Eingliederung oder Ausgliederung von Gemeinden geändert, Kreise aufgelöst
oder neugebildet werden.

(2) 1Das Verfahren zur Änderung des Gebiets eines Kreises wird durch Antrag
einer unmittelbar beteiligten Gebietskörperschaft an die Aufsichtsbehörde des
Kreises eingeleitet. 2Werden durch die beantragte Gebietsänderung die Grenzen
von Kreisen verschiedener Regierungsbezirke berührt, so ist der Antrag an die
obere Aufsichtsbehörde zu richten. 3Das Verfahren kann auch durch die Auf-
sichtsbehörde oder die obere Aufsichtsbehörde eingeleitet werden.

(3) Vor einer Änderung des Gebiets eines Kreises ist der Wille der unmittelbar
beteiligten Gebietskörperschaften in der Weise festzustellen, daß ihren Vertretun-
gen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben wird.

(4) Die Änderung der Grenzen von Kreisen bewirkt ohne weiteres die Ände-
rung der Grenzen der Landschaftsverbände.

§ 17 Gebietsänderungsverträge
1Die Kreise treffen, soweit erforderlich, über die Änderung ihres Gebiets Ver-

einbarungen (Gebietsänderungsverträge). 2Derartige Verträge bedürfen der Ge-
nehmigung der Aufsichtsbehörde. 3Kommt ein Gebietsänderungsvertrag nicht zu-
stande, so bestimmt die Aufsichtsbehörde die Einzelheiten der Gebietsänderung.

§ 18 Durchführung der Gebietsänderung
1Die Änderung des Gebiets eines Kreises erfolgt durch Gesetz. 2In diesem sind

die Bestimmungen über die Gebietsänderung zu bestätigen und der Tag der
Rechtswirksamkeit der Gebietsänderung festzulegen.

§ 19 Wirkungen der Gebietsänderung

(1) 1Der Ausspruch der Änderung des Gebiets eines Kreises und die Bestäti-
gung des Gebietsänderungsvertrags begründen Rechte und Pflichten der Beteilig-
ten. 2Sie bewirken den Übergang, die Beschränkung oder Aufhebung von dingli-
chen Rechten, sofern der Gebietsänderungsvertrag derartiges vorsieht. 3Die Auf-
sichtsbehörde ersucht die zuständigen Behörden um die Berichtigung des Grund-
buchs, des Wasserbuchs und anderer öffentlicher Bücher. 4Sie kann Unschädlich-
keitszeugnisse ausstellen.

(2) Rechtshandlungen, die aus Anlaß der Änderung des Gebiets eines Kreises
erforderlich sind, sind frei von öffentlichen Abgaben sowie von Gebühren und
Auslagen, soweit diese auf Landesrecht beruhen.

3. Teil

Einwohner und Bürger

§ 20 Einwohner

Einwohner des Kreises sind die Einwohner der kreisangehörigen Gemeinden.

§ 21 Anregungen und Beschwerden

(1) 1Jeder hat das Recht, sich einzeln oder in Gemeinschaft mit anderen
schriftlich mit Anregungen oder Beschwerden in Angelegenheiten des Kreises an
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den Kreistag zu wenden. 2Die Zuständigkeiten des Kreisausschusses, der Aus-
schüsse und des Landrats werden hierdurch nicht berührt. 3Die Erledigung von
Anregungen und Beschwerden kann der Kreistag einem Ausschuß übertragen.
4Der Antragsteller ist über die Stellungnahme zu den Anregungen und Beschwer-
den zu unterrichten.

(2) Die näheren Einzelheiten regelt die Hauptsatzung.

§ 22 Einwohnerantrag

(1) Einwohner, die seit mindestens drei Monaten im Kreis wohnen und das
14. Lebensjahr vollendet haben, können beantragen, daß der Kreistag über eine
bestimmte Angelegenheit, für die er gesetzlich zuständig ist, berät und entschei-
det.

(2) 1Der Antrag muß schriftlich eingereicht werden. 2Er muß ein bestimmtes
Begehren und eine Begründung enthalten. 3Er muß bis zu drei Personen benen-
nen, die berechtigt sind, die Unterzeichnenden zu vertreten. 4Die Verwaltung ist
in den Grenzen ihrer Verwaltungskraft ihren Einwohnern bei der Einleitung eines
Einwohnerantrages behilflich.

(3) 1Ein Einwohnerantrag muss von mindestens 4 Prozent der Einwohner un-
terzeichnet sein, höchstens jedoch von 8000 Einwohnern. 2§ 4 Absatz 7 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) in der jeweils geltenden Fassung
gilt entsprechend.

(4) 1Jede Liste mit Unterzeichnungen muß den vollen Wortlaut des Antrags
enthalten. 2Eintragungen, welche die Person des Unterzeichners nach Namen,
Vornamen, Geburtsdatum und Anschrift nicht zweifelsfrei erkennen lassen, sind
ungültig. 3Die Angaben werden vom Kreis geprüft.

(5) Der Antrag ist nur zulässig, wenn nicht in derselben Angelegenheit inner-
halb der letzten zwölf Monate bereits ein Antrag gestellt wurde.

(6) Die Voraussetzungen der Absätze 1 bis 5 müssen im Zeitpunkt des Ein-
gangs des Antrags beim Kreis erfüllt sein.

(7) 1Der Kreistag stellt unverzüglich fest, ob der Einwohnerantrag zulässig ist.
2Er hat unverzüglich darüber zu beraten und zu entscheiden, spätestens innerhalb
von vier Monaten nach seinem Eingang. 3Den Vertretern des Einwohnerantrags
soll Gelegenheit gegeben werden, den Antrag in der Kreistagssitzung zu erläu-
tern.

(8) Das für Kommunales zuständige Ministerium kann durch Rechtsverord-
nung das Nähere über die Durchführung des Einwohnerantrags regeln.

§ 23 Bürgerbegehren und Bürgerentscheid

(1) 1Die Bürger der kreisangehörigen Gemeinden können beantragen (Bürger-
begehren), daß sie anstelle des Kreistags über eine Angelegenheit des Kreises
selbst entscheiden (Bürgerentscheid). 2Der Kreistag kann mit einer Mehrheit von
zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl der Mitglieder beschließen, dass über eine
Angelegenheit des Kreises ein Bürgerentscheid stattfindet (Kreistagsbürgerent-
scheid). 3Absatz 2 Satz 1 sowie die Absätze 5, 7, 8 und 9 gelten entsprechend.

(2) 1Das Bürgerbegehren muss schriftlich eingereicht werden und die zur Ent-
scheidung zu bringende Frage sowie eine Begründung enthalten. 2Es muss bis zu
drei Bürger der zum Kreis gehörenden Gemeinden benennen, die berechtigt sind,
die Unterzeichnenden zu vertreten (Vertretungsberechtigte). 3Bürger, die beab-
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sichtigen, ein Bürgerbegehren durchzuführen, teilen dies der Verwaltung schrift-
lich mit. 4Die Verwaltung ist in den Grenzen ihrer Verwaltungskraft ihren Bür-
gern bei der Einleitung eines Bürgerbegehrens behilflich. 5Sie teilt den Vertre-
tungsberechtigten schriftlich eine Einschätzung der mit der Durchführung der
verlangten Maßnahme verbundenen Kosten (Kostenschätzung) mit. 6Die Kosten-
schätzung der Verwaltung ist bei der Sammlung der Unterschriften nach Absatz 4
anzugeben. 7Wenn die Kostenschätzung nach Satz 5 vorliegt, können die Vertre-
tungsberechtigten nach Satz 2 beantragen zu entscheiden, ob das Bürgerbegehren
mit Ausnahme der Voraussetzungen des Absatzes 4 zulässig ist. 8Der Antrag ist
in der gemäß § 22 Absatz 4 vorgeschriebenen Form einschließlich der zur Ent-
scheidung zu bringenden Frage, der Begründung sowie der anzugebenden Kosten-
schätzung vorzulegen und von den Vertretungsberechtigten sowie mindestens 25
Bürgern zu unterzeichnen. 9Über den Antrag hat der Kreistag innerhalb von acht
Wochen zu entscheiden. 10Der Kreistag kann in der Hauptsatzung die Entschei-
dung über den Antrag nach Satz 7 auf den Kreisausschuss übertragen, der eben-
falls innerhalb von acht Wochen zu entscheiden hat. 11Absatz 6 Satz 3 und 6 gilt
entsprechend.

(3) 1Richtet sich ein Bürgerbegehren gegen einen Beschluß des Kreistags, muß
es innerhalb von sechs Wochen nach der Bekanntmachung des Beschlusses einge-
reicht sein. 2Gegen den Beschluß, der nicht der Bekanntmachung bedarf, beträgt
die Frist drei Monate nach dem Sitzungstag. 3Nach der schriftlichen Mitteilung
nach Absatz 2 Satz 3 ist der Ablauf der Fristen aus Satz 1 und Satz 2 bis zur
Mitteilung der Verwaltung nach Absatz 2 Satz 5 gehemmt. 4Nach einem Antrag
nach Absatz 2 Satz 7 ist der Ablauf der Fristen aus Satz 1 und Satz 2 bis zur
Entscheidung nach Absatz 2 Satz 9 gehemmt.

(4) 1Ein Bürgerbegehren muss in einem Kreis

bis 200000 Einwohnern von 5 %,

mit mehr als 200000 Einwohnern
aber nicht mehr als
500000 Einwohnern von 4 %,

mit mehr als 500000 Einwohnern von 3 %

der Bürger der kreisangehörigen Gemeinden unterzeichnet sein. 2Maßgeblich ist
die bei der letzten allgemeinen Kommunalwahl festgestellte Zahl der Wahlbe-
rechtigten. 3Für die Zahl der Einwohner gilt § 4 Absatz 7 der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen in der jeweils geltenden Fassung entsprechend.
4Nach Absatz 2 Satz 8 erfolgte Unterzeichnungen sind anzurechnen. 5Die Anga-
ben werden vom Kreis geprüft. 6Im übrigen gilt § 22 Abs. 4 entsprechend.

(5) 1Ein Bürgerbegehren ist unzulässig über
1. die innere Organisation der Kreisverwaltung,
2. die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Kreistages, der Mitglieder des Kreis-

ausschusses und der Mitglieder der Ausschüsse sowie der Bediensteten des
Kreises,

3. die Haushaltssatzung, die Eröffnungsbilanz, den Jahresabschluss und den Ge-
samtabschluss des Kreises (einschließlich der Wirtschaftspläne und des Jah-
resabschlusses der Eigenbetriebe) sowie die kommunalen Abgaben und die
privatrechtlichen Entgelte,

4. Angelegenheiten, die im Rahmen eines Planfeststellungsverfahrens oder eines
förmlichen Verwaltungsverfahrens mit Öffentlichkeitsbeteiligung oder eines
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abfallrechtlichen, immissionsschutzrechtlichen, wasserrechtlichen oder ver-
gleichbaren Zulassungsverfahrens zu entscheiden sind.

2Ein Bürgerbegehren darf nur Angelegenheiten zum Gegenstand haben, über die
innerhalb der letzten zwei Jahre nicht bereits ein Bürgerentscheid durchgeführt
worden ist.

(6) 1Der Kreistag stellt unverzüglich fest, ob das Bürgerbegehren zulässig ist.
2Liegt bereits eine Entscheidung nach Absatz 2 Satz 9 oder Satz 10 vor, so ent-
scheidet der Kreistag lediglich darüber, ob die Voraussetzungen des Absatzes 4
vorliegen. 3Gegen die ablehnende Entscheidung des Kreistages können nur die
Vertreter des Bürgerbegehrens nach Absatz 2 Satz 2 einen Rechtsbehelf einlegen.
4Entspricht der Kreistag dem zulässigen Bürgerbegehren nicht, so ist innerhalb
von drei Monaten nach der Entscheidung nach Satz 1 oder Satz 2 ein Bürgerent-
scheid durchzuführen. 5Entspricht der Kreistag dem Bürgerbegehren, so unter-
bleibt der Bürgerentscheid. 6Den Vertretern des Bürgerbegehrens soll Gelegenheit
gegeben werden, den Antrag in der Sitzung des Kreistages zu erläutern. 7Ist die
Zulässigkeit des Bürgerbegehrens nach Satz 1 oder Satz 2 abschließend festge-
stellt, darf bis zur Feststellung des Ergebnisses des Bürgerentscheids eine dem
Begehren entgegenstehende Entscheidung der Kreisorgane nicht mehr getroffen
oder mit dem Vollzug einer derartigen Entscheidung nicht mehr begonnen wer-
den, es sei denn, zu diesem Zeitpunkt haben rechtliche Verpflichtungen des Krei-
ses hierzu bestanden (Sperrwirkung des zulässigen Bürgerbegehrens).

(7) 1Bei einem Bürgerentscheid kann über die gestellte Frage nur mit Ja oder
Nein abgestimmt werden. 2Die Frage ist in dem Sinne entschieden, in dem sie von
der Mehrheit der gültigen Stimmen beantwortet wurde, sofern diese Mehrheit in
Kreisen mit

bis zu 200000 Einwohnern mindestens 20 Prozent,

über 200000 bis zu 500000 Einwohnern mindestens 15 Prozent,

mehr als 500000 Einwohnern mindestens 10 Prozent

der Bürger beträgt. 3§ 4 Absatz 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen gilt entsprechend. 4Bei Stimmengleichheit gilt die Frage als mit Nein
beantwortet. 5Sollen an einem Tag mehrere Bürgerentscheide stattfinden, hat der
Kreistag eine Stichfrage für den Fall zu beschließen, dass die gleichzeitig zur
Abstimmung gestellten Fragen in einer miteinander nicht zu vereinbarenden
Weise beantwortet werden (Stichentscheid). 6Es gilt dann diejenige Entscheidung,
für die sich im Stichentscheid die Mehrheit der gültigen Stimmen ausspricht. 7Bei
Stimmengleichheit im Stichentscheid gilt der Bürgerentscheid, dessen Frage mit
der höchsten Stimmenzahl mehrheitlich beantwortet worden ist.

(8) 1Der Bürgerentscheid hat die Wirkung eines Kreistagsbeschlusses. 2Vor
Ablauf von zwei Jahren kann er nur auf Initiative des Kreistags durch einen
neuen Bürgerentscheid abgeändert werden.

(9) Das für Kommunales zuständige Ministerium kann durch Rechtsverord-
nung das Nähere über die Durchführung des Bürgerbegehrens und des Bürgerent-
scheids regeln.

§ 24 Ehrenamtliche Tätigkeit und Ehrenamt
1Einwohner und Bürger der kreisangehörigen Gemeinden sind zur ehrenamtli-

chen Tätigkeit und zur Übernahme und Ausübung von Ehrenämtern für den Kreis
unter den gleichen Voraussetzungen und mit den gleichen Folgen verpflichtet wie
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in der Gemeinde, in der sie Einwohner oder Bürger sind. 2§ 34 der Gemeindeord-
nung findet keine Anwendung.

4. Teil

Kreistag

§ 25 Allgemeines

(1) Der Kreistag besteht aus den Kreistagsmitgliedern, die von den Bürgern
der kreisangehörigen Gemeinden gewählt werden (Kreistagsmitglieder) und dem
Landrat (Mitglied kraft Gesetzes).

(2) 1Vorsitzender des Kreistags ist der Landrat. 2Ihm obliegt die repräsentative
Vertretung des Kreises. 3Der Landrat hat im Kreistag Stimmrecht. 4In den Fällen
der §§ 26 Abs. 1 Buchstabe i), 26 Abs. 2, 32 Abs. 1 Satz 3, 33 Abs. 1 Satz 2, 35
Abs. 3, 38 Abs. 2, 41 Abs. 3, 5 und 7, 45 Abs. 1, 48 Abs. 1 Satz 2 und 49 Abs. 1
Satz 3 und 4 stimmt er nicht mit.

§ 26 Zuständigkeiten des Kreistags

(1) 1Der Kreistag beschließt über die Angelegenheiten des Kreises, die ihrer
Bedeutung nach einer solchen Entscheidung bedürfen oder die er sich vorbehält,
soweit nicht in diesem Gesetz etwas anderes bestimmt ist. 2Er ist ausschließlich
zuständig für
a) die Aufstellung allgemeiner Grundsätze, nach denen die Verwaltung geführt

werden soll,
b) die Wahl der Mitglieder des Kreisausschusses und ihrer Stellvertreter,
c) die Wahl der Mitglieder der anderen Ausschüsse,
d) die Bestellung des allgemeinen Vertreters des Landrats und des Kämmerers,
e) die Änderung des Gebiets des Kreises, die Bestimmung des Namens und der

Bezeichnung des Kreises und des Sitzes der Kreisverwaltung sowie die Ände-
rung und Einführung von Dienstsiegeln, Wappen und Flaggen, soweit nicht
in diesem Gesetz etwas anderes bestimmt ist,

f) den Erlaß, die Änderung, die Aufhebung von Satzungen und sonstigen orts-
rechtlichen Bestimmungen,

g) den Erlass der Haushaltssatzung und des Stellenplans, die Aufstellung eines
Haushaltssicherungskonzeptes, die Zustimmung zu überplanmäßigen und au-
ßerplanmäßigen Aufwendungen und Auszahlungen und überplanmäßigen
und außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigungen, die Festlegung von
Wertgrenzen für die Veranschlagung und Abrechnung einzelner Investitions-
maßnahmen,

h) die Festsetzung allgemein geltender öffentlicher Abgaben und privatrechtli-
cher Entgelte sowie der Kreisumlage,

i) die Feststellung des Jahresabschlusses und die Entlastung sowie die Bestäti-
gung des Gesamtabschlusses, sofern ein Gesamtabschluss nicht erstellt wird,
die Beschlussfassung über den Beteiligungsbericht,

j) den Beschluss über die gegenüber der Gemeindeprüfungsanstalt und der Auf-
sichtsbehörde abzugebende Stellungnahme gemäß § 105 Absatz 7 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen,

k) den Erwerb von Vermögensgegenständen, soweit es sich nicht um Geschäfte
der laufenden Verwaltung handelt,
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